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schaftsforschung H. Brücker, Hella Engerer, Wolfram Schrettl, Mechthild Schrooten und Ulrich Weißenburger
und vom Institut für Wirtschaftsforschung Halle Hubert Gabrisch und Peter Sigmund. Der Bericht wurde auch
im DIW-Wochenbericht und in der IWH-Forschungsreihe veröffentlicht.
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starb unerwartet und tragisch Dr. Ulrich Weißenburger. Im Rahmen des gemeinsamen Projekts „Die wirtschaft-
liche Lage Rußlands und der Republik Belarus" haben die drei Institute einen engagierten und kompetenten
Mitarbeiter verloren. Ulrich Weißenburger besaß entscheidenden Anteil an der bisherigen Berichterstattung und
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Printed in Germany
ISSN 0455 - 0420Im Zuge der Aktivierung planwirtschaftlicher Instrumente in der Republik Belarus hat Präsident
Lukaschenko im Laufe seiner bisherigen Amtsperiode Schritt für Schritt alle wesentlichen
wirtschaftspolitischen Zuständigkeiten an sich gezogen. Von Anfang an sprach nichts für die
Richtigkeit eines solchen Vorgehens. Die tatsächliche wirtschaftliche Entwicklung gibt bis zuletzt
keinen Anlaß, diese Einschätzung zu revidieren. Bereits in ihrem Herbstbericht 1996 zur
wirtschaftlichen Lage der Republik Belarus haben die Institute darauf hingewiesen, daß eine
Bewertung der tatsächlichen Entwicklung durch administrative Eingriffe in den Wirtschaftsablauf
erheblich erschwert wird. Nach dem Referendum vom November 1996 hat sich die Situation sogar
noch verschärft. Von einem marktwirtschaftlichen Regelsystem ist Belarus weiter entfernt denn je;
wichtige Reformen werden nicht vorgenommen und bestehende Reformen werden abgebaut; die
Anpassungslasten werden damit vergrößert.
I. Produktion, Investitionen, Preise
Zu Jahresbeginn 1996 hatte ein Erlaß des Präsi-
denten das Ende des Niedergangs und ein Wie-
dereinsetzen des wirtschaftlichen Wachstums
für 1996 vorgegeben. Die amtliche Statistik hat
inzwischen die Erfüllung und Übererfüllung
der präsidialen Planvorgaben gemeldet (Tabelle
1). Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) sei, so heißt
es, im abgelaufenen Jahr real um 2,6 vH ge-
wachsen (Planziel: 0-1 vH), die Industriepro-
duktion um 3,2 vH (Plan: 0 vH), der Einzelhan-
delsumsatz um 17 vH (Plan: -3 vH); die Anla-
geinvestitionen seien dagegen um 10 vH zu-
rückgegangen und damit geringfügig stärker als
geplant (-8 bis -9 vH).
Die Struktur der Investitionen wies 1996 ge-
genüber dem Vorjahr nur wenige Veränderun-
gen auf (Tabelle 2). Der dramatische Rückgang
der Investitionen in die Landwirtschaft setzte
sich fort (-23 vH). Die Investitionen in die
Wissenschaft gingen beschleunigt zurück (-71
























































































































Quelle: Gosudarstvennyj Komitet (1993: 161, 165), Ministerstvo Statistik! i Analiza (1994: 16 f.; 1995a: 5 ff., 74; 1995b:













































































































































Quelle: Ministerstvo Statistiki i Analiza (1996b: 159, 164 f.).
vH). Auffällig sind die stark wachsenden Inve-
stitionen in den Großhandelsbereich („Materi-
alversorgung und Absatz"); dahinter soll im
wesentlichen der Aufbau von Gewerbegebieten
stehen. Eine Wende hat es bei den Investitionen
in den Finanzsektor (Banken und Versicherun-
gen) gegeben; nach einer Periode massiv zu-
nehmender Investitionen kam es im Gefolge der
Renationalisierung weiter Teile des Geschäfts-
bankensystems 1996 zu einem Rückgang von
41 vH.
Die in den offiziellen Zahlen enthaltenen po-
sitiven Entwicklungen in der Produktion betref-
fen auch die überwiegende Zahl der Industrie-
zweige (Tabelle 3). Die Eisen- und Stahlindu-
strie meldet für 1996 eine Wachstumsrate von
23,3 vH, die Holzindustrie von 14,1 vH, die
Leichtindustrie von 12,2 vH. Positive Wachs-
tumsraten weisen auch die übrigen Industrie-
zweige auf; nur bei der Elektrizitätswirtschaft
(-1,6 vH) und der Brennstoffindustrie (-5,2
vH) zeichnet sich ein weiterer Rückgang der
Produktion ab. Bemerkenswert ist auch der
starke Anstieg des Wohnungsbaus (32 vH). So
zeigt sich, daß die starken Zuwächse häufig auf
einzelne Produktgruppen zurückzuführen sind,

























































































aOhne Kleinunternehmen, Genossenschaften, Joint-ventures und industrielle Nebenbetriebe anderer Wirtschaftszweige.
Quelle: Ministerstvo Statistiki i Analiza (1996b: 30 f.).so in der Eisen- und Stahlindustrie Röhren,
in der chemischen Industrie Phosphordünger
und Reifen und im Maschinenbau „Trolley-
Busse".
Es entsteht der Anschein, als seien punktuel-
le Eingriffe, möglicherweise Staatsaufträge, da-
zu verwendet worden, das wirtschaftliche Ge-
samtbild in die gewünschte Richtung zu korri-
gieren. In diese Richtung weist auch die schnel-
le Ausweitung der Kreditvergabe an die Bevöl-
kerung, wofür verschiedenen Meldungen zufol-
ge vor allem die Kreditvergabe zum Zweck des
Wohnungsbaus verantwortlich ist. Diese Praxis
soll nach einem Präsidialerlaß in den Jahren
1997-2000 weitergeführt werden (Sobranie
Dekretov 1996). Gleichzeitig haben sich offen-
bar zwei Drittel des Umsatzes in der Industrie
auf der Basis von Barter-Geschäften abgespielt.
Die Vermutung, daß in starkem Maße unver-
käufliche Waren produziert wurden, wird von
der verfügbaren Lagerhaltungsstatistik jedoch
nicht bestätigt. Zwar belaufen sich die Lagerbe-
stände per Ende 1996 auf 5,3 vH des BIP, sie
haben damit jedoch gegenüber dem Jahresbe-
ginn sogar leicht abgenommen. Es gibt Anzei-
chen dafür, daß zur Begleichung von Energie-
schulden hohe Fertigproduktlager unter Inkauf-
nahme von starken Preiszugeständnissen auf
dem Weg von Exporten in den GUS-Raum ab-
gebaut wurden (Tacis 1996).
Es ist offensichtlich, daß die wirtschaftliche
Lage auf der Basis der verfügbaren Informatio-
nen schwer einzuschätzen ist. Es ist nicht aus-
zuschließen, daß einige Informationen nicht den
Tatsachen entsprechen oder diese verzerrt wie-
dergeben. Zu denken gibt zum Beispiel das nun
schon im fünften Jahr außerordentlich stark
zurückgehende Gütertransportvolumen (1996:
-19,3 vH). Dies harmoniert wenig mit dem aus-
gewiesenen Wirtschaftsaufschwung.
l
Der Anstieg der Verbraucherpreise ging in
Belarus im Jahr 1996 wesentlich langsamer vor
sich als noch im Vorjahr (Tabelle 4). Eine mo-
natliche Rate des Preisanstiegs von deutlich un-
ter 3 vH kann als eine der unbedingt erforderli-
chen Voraussetzungen für eine Wiederbelebung
wirtschaftlicher Aktivitäten gelten. Insofern sah
es im Verlauf von 1996 lange danach aus, als
seien bezüglich der Preisstabilisierung die
schlimmsten Probleme überwunden. Allerdings
kam es im November und Dezember 1996 zu
einer neuerlichen äußerst starken Beschleuni-
gung des monatlichen Preisanstiegs (3,9 bzw.
7,4 vH). Im Januar 1997 setzte sich dieser
Trend verschärft fort (13,2 vH).
2 Nach den ver-
fügbaren Informationen steht dahinter nicht
eine Anhebung administrierter Preise, sondern
ein Anstieg frei gebildeter Preise.
Um diese unerwünschte Entwicklung zu
bremsen, hat Präsident Lukaschenko erneut in































































































Quelle: Ministerstvo Statistiki i Analiza (1996b: 193, 217).die Preisbildung eingegriffen. Es kann nicht
überraschen, daß daraus weitere Eingriffe erfor-
derlich werden. Zuletzt wurde bekannt, daß
Versuche im Gange sind, den unerwünschten
Abfluß „billiger" weißrussischer Konsumgüter
nach Rußland administrativ zu unterbinden.
3
II. Arbeitsmarkt
Die Zahl der Beschäftigten lag im Dezember
1996 um 1,3 vH unter dem Vorjahresmonat und
betrug 4,15 Millionen. Überdurchschnittliche
Beschäftigtenrückgänge verzeichneten die In-
dustrie (-5,1 vH), die Bauwirtschaft (-8,5 vH)
und die Landwirtschaft (-3,8 vH). Einen Be-
schäftigtenzuwachs verzeichneten dagegen die
Wohnungs- und Kommunalwirtschaft (10 vH),
der Handel und das Gaststättengewerbe (6,1
vH), der Sektor Bildung (5 vH), die Forstwirt-
schaft (4,8 vH), das Gesundheits- und Sozial-
wesen (3,2 vH), die Post und das Fernmeldewe-
sen (3,1 vH) sowie die staatliche Verwaltung
(3,3 vH).
Die Zahl der offiziell registrierten Arbeitslo-
sen lag Ende Dezember 1996 bei 182 500 Per-
sonen. Die Arbeitslosenquote stieg von 2,7 vH
im Dezember 1995 auf 3,9 vH im Dezember
1996. Außerdem war 1996 ein Großteil der Be-
schäftigten von Kurzarbeit betroffen.
4
III. Einkommen der privaten Haushalte
Die realen Geldeinkommen stiegen gegenüber
dem Vorjahr um 12 vH (1995: -27 vH), die Re-
allöhne um 3,9 vH (1995: -5 vH) (Ministerstvo
Statistiki i Analiza 1997: 82). Die reale Durch-
schnittsrente hat sich gegenüber dem Vorjahr
kaum verändert (-0,3 vH), nachdem für 1995
ein Zuwachs von 25,5 vH ausgewiesen worden
war. Aufgrund der Entwicklung der Gesamtein-
kommen ist zu vermuten, daß sich die Einkom-
men aus Vermögen und unternehmerischer Tä-
tigkeit gegenüber dem Vorjahr um etwa ein
Drittel erhöht haben. Etwa 43 vH der Bevölke-
rung haben ein Einkommen unterhalb des offi-
ziellen Existenzminimums.
5 Die rückständigen
Lohnzahlungen sind weniger gravierend als in
Rußland und betrugen am Jahresende etwa
13 vH der Lohnsumme vom November. Sie be-
trafen zu zwei Drittel die Unternehmen der
Landwirtschaft (Ministerstvo Statistiki i Anali-
za 1997: 88).
Die Lohndifferenzierung ist gegenüber dem
Vorjahr geringer geworden. Die höchsten Löh-
ne wurden bei unterdurchschnittlichen Zu-
wachsraten im Bankgewerbe, in der staatlichen
Verwaltung und im Baugewerbe gezahlt, wäh-
rend die Löhne im sozialen Bereich bei hohen
Zuwachsraten und in der Landwirtschaft wei-
terhin erheblich unter dem Durchschnitt blie-
ben. Für das Jahr 1996 betrug in der Gesamt-
wirtschaft der monatliche Durchschnittslohn
1 204 700 weißrussische Rubel (Ministerstvo
Statistiki i Analiza 1996b: 62), der Mindestlohn
100 000 weißrussische Rubel (Evropejskaja
ekspertnaja sluzba 1996: Anhang Tabelle 4.3).
Die soziale Lage der Rentner hat sich nicht
verbessert. Die durchschnittliche Monatsrente
entsprach nur etwa der Hälfte des berechneten
minimalen Verbrauchsbudgets.
Auch in den statistischen Angaben zur Ent-
stehung und zur Verwendung der Geldeinkom-
men der privaten Haushalte gibt es Widersprü-
che. So wurde die positive Entwicklung der
Realeinkommen 1996 zwar von einem real
stark steigenden Einzelhandelsumsatz (aller
Handelsformen) in Höhe von 17 vH begleitet
(1995: -23 vH), gleichzeitig sank jedoch der
Anteil der Konsumausgaben von 80,2 vH in
1995 auf 71,9 vH in 1996. Der Anteil der Er-
sparnisse an den Einkommen stieg von 12,7 vH
auf 21,8 vH.IV. Öffentliche Haushalte
Vordergründig wurde 1996 der restriktive fi-
nanzpolitische Kurs weiter verschärft. Das De-
fizit des konsolidierten Haushalts lag 1996 bei
1,9 vH des BIP (Tabelle 5); es blieb damit so-
gar hinter den Haushaltsansätzen zurück (etwa
3 vH). Das verhältnismäßig geringe Defizit ist
auf eine Kontraktion der Ausgaben zurückzu-
führen. Wie in der Vergangenheit dürften Zah-





































































































































































































































1996. Alle anderen Angaben beziehen sich auf das Gesamtjahr.
Quelle: Ministerstvo Statistiki i Analiza (1996b; 1996c: 8, 69).lungsverzögerungen und Ausgabenverlagerun-
gen — auch in außerbudgetäre Fonds — dazu
beigetragen haben, daß das offiziell ausgewie-
sene Defizit gering gehalten werden konnte.
Zur Finanzierung des Defizits wurden wieder
vor allem Zentralbankkredite, teilweise auch
gegen die Ausgabe von Staatspapieren, heran-
gezogen.
6 Die Zinssätze für diese Kredite wa-
ren zeitweise real negativ. Bei einer real positi-
ven Verzinsung der Zentralbankkredite und der
Einbeziehung der quasi-fiskalischen Aktivitäten
des Bankensektors wäre das Defizit deutlich
höher ausgefallen. Nach wie vor wird die Geld-
politik zur Alimentierung der finanzpolitischen
Ansprüche herangezogen.
Bei etwa konstanten Gesamteinnahmen blieb
die Einnahmenstruktur im wesentlichen erhal-
ten. Trotz statistisch ausgewiesenen Wachs-
tums und erheblicher Umsatzsteigerungen im
Einzelhandel waren sowohl das Gewinn- als
auch das Mehrwertsteueraufkommen leicht
rückläufig, ohne daß dafür eine Steuerreform
als Ursache gelten kann. Eine Erklärung könnte
in selektiven Steuervergünstigungen für einzel-
ne Branchen, in der NichtVersteuerung von Um-
sätzen der Schattenwirtschaft und in statisti-
schen Ungereimtheiten zu finden sein. Der un-
gebrochene Abwärtstrend des Gewinnsteuer-
aufkommens dagegen weist auf die prekäre
wirtschaftliche Lage im Unternehmenssektor
hin: 1996 erreichte das Gewinnsteueraufkom-
men nur noch etwa ein Drittel des Aufkommens
von 1994. Die Steuerrückstände konnten in der
2. Jahreshälfte 1996 deutlich zurückgeführt wer-
den (1. Hj.: 3,5 vH des BIP; Jahresende: knapp
1 vH des BIP) und spielen — anders als in der
Russischen Föderation — eine eher untergeord-
nete Rolle (Evropejskaja ekspertnaja sluzba
1996; eigene Berechnungen).
Die Gesamtausgaben des konsolidierten
Haushalts lagen mit 30 vH des BIP deutlich un-
ter dem Vorjahres wert.
7 Die Kürzung der Sub-
ventioriszahlungen aus den öffentlichen Haus-
halten wurde fortgesetzt. Ähnlich wie in Ruß-
land werden einzelnen Unternehmen Steuerver-
günstigungen gewährt, die indirekten Subven-
tionszahlungen gleichkommen. Die Ausgaben
für Bildung, Kultur und Soziales, hinter denen
sich auch Transfers in die Pensionsfonds ver-
bergen, sind im Vorjahres vergleich gestiegen.
Insgesamt ist der Teil der konsumtiven Budget-
ausgaben gewachsen. Unklar ist, inwieweit es
zu einer Ausgabenverlagerung in außerbudgetä-
re Fonds gekommen ist. ^
Der Republikshaushalt für das Jahr 1997 ist
bereits verabschiedet worden. Er sieht Einnah-
men in der Größenordnung von 16,2 vH des
BIP vor, denen Ausgaben in der Höhe von 19,5
vH gegenüberstehen. Das Defizit würde sich
demnach auf 3,3 vH des BIP erhöhen; es soll
durch Zentralbankkredite und Staatsanleihen
(GKOs) finanziert werden. Dem Haushaltsan-
satz 1997 liegt eine Wachstumsprognose von
5 vH und ein Inflationsziel von monatlich 2 vH
zugrunde. Trotz dieser relativ optimistischen
gesamtwirtschaftlichen Rahmendaten wird ein
weiterer Einnahmerückgang erwartet. Als pro-
blematisch muß die Aussagekraft des Haus-
haltsgesetzes vor allem aus drei Gründen gel-
ten: Die bisherige Inflationsentwicklung (Janu-
ar 1997: 13,7 vH) zeigt, daß die dem Haushalt
zugrundegelegten Eckdaten kaum gehalten wer-
den können. Zudem dürfte sich die Auslage-
rung fiskalischer Aktivitäten in außerbudgetäre
Fonds fortsetzen. Und schließlich kann der ver-
abschiedete Haushalt bestenfalls als eine Ab-
sichtserklärung interpretiert werden, die jeder-
zeit vom Präsidenten revidiert werden kann.
V. Geld-, Kredit- und Wechselkurspolitik
Wie in den Vorjahren wird die Beurteilung der
Geld- und Wechselkurspolitik erheblich da-
durch erschwert, daß der Staat massiv mittels
Preis- und Devisenkontrollen in die Märkte
eingreift. Behindert wird eine Analyse der
Geldpolitik zudem dadurch, daß die Zentral-
bank keine Daten über ihre Zins- und Geldpo-
litik veröffentlicht.
Die vorhandenen Informationen deuten dar-
auf hin, daß sich die Geldentwertung 1996 ge-genüber dem Vorjahr verlangsamt hat. Das of-
fiziell ausgewiesene Verbraucherpreisniveau
lag im Dezember um 39 vH über dem Vorjah-
resniveau. Die Geldbasis wuchs 1996 nominal
in allen Quartalen sehr viel langsamer als im
Schnitt des Jahres 1995 (Tabelle 6). Dies ist
jedoch nur teilweise auf aktive Stabilisierungs-
bemühungen der Zentralbank zurückzuführen.
Die Kreditvergabe der Zentralbank an die Ge-
schäftsbanken und an die Regierung expan-
dierte überproportional. Insbesondere wurden
wieder verstärkt zentralisierte Kredite, etwa an
die Landwirtschaft, zu negativen Realzinsen
ausgegeben (Tacis 1996). Dämpfend wirkte
dagegen der deutliche Rückgang der Devisen-
reserven, der durch Stützungsverkäufe der Zen-
tralbank zur Verteidigung des Wechselkurses
erzwungen wurde (Tabelle 7). Insoweit ist die
vergleichsweise mäßige Zunahme der Geld-
basis vor allem auf einen fortschreitenden Ver-
trauensverlust der Wirtschaftssubjekte in die
Währung zurückzuführen. Wie wenig stabili-
tätsorientiert die Geldpolitik 1996 gewesen ist,
zeigt sich auch daran, daß die Zentralbank
über real negative Refinanzierungszinsen
(Schaubild l)
8 den Geschäftsbanken Geld für
den Erwerb von Staatsschuldtiteln bereitstellte
und anderweitig nicht absetzbare Papiere auf-
kaufte. Insofern hat die Ausgabe von GKOs
zur Finanzierung des Haushaltsdefizits letzt-
lich ebenso zu neuer Geldschöpfung geführt
wie die Finanzierung durch Zentralbankkredite.
Daß die Inflation trotzdem nicht höher aus-
fiel, liegt unter anderem an den erheblichen
Überschußreserven, die die Geschäftsbanken
im zweiten Halbjahr 1996 bei der Zentralbank
angesammelt haben. Dies hat das Wachstum
weiter gefaßter Geldmengenaggregate im Ver-
gleich zur Geldbasis und damit die Inflation
zunächst gebremst.
9
Tabelle 6 - Wachstum der Geldmengenaggregate pro Quartal zum Vorquartal 1992-1996 (vH)
a



































aDie Zeitreihen wurden gegenüber früheren Berichten revidiert. 1992-1995: Durchschnittliche Quartalswerte. —
grund revidierter Zeitreihen ist der Wert für das erste Quartal 1996 nicht mit dem Vorquartal vergleichbar. Einschließlich
Konten in ausländischer Währung.
Quelle: IMF (1997), Tacis (1996), eigene Berechnungen.


















































Quelle: IMF (1997), eigene Berechnungen.10











aMonatsendwerte, deflationiert mit dem Verbraucherpreisindex.
Quelle: IMF (1997), Belarus Economic Trends (verschiedene Ausgaben), eigene Berechnungen.
1997
Für 1997 hat sich die Zentralbank ein Geld-
mengenwachstum von 67 vH und eine Inflati-
onsrate von 38 vH zum Ziel gesetzt. Es muß je-
doch bezweifelt werden, daß diese Ziele er-
reicht werden. Der in der ersten Jahreshälfte zu
beobachtende Trend einer abnehmenden Um-
laufgeschwindigkeit des Geldes hat sich bereits
in der zweiten Jahreshälfte wieder umgekehrt.
Darüber hinaus ist die Autonomie der Zentral-
bank durch die neue Verfassung, die der Regie-
rung die Zuständigkeit zur Ausarbeitung der
Geldpolitik zuweist, weiter ausgehöhlt worden.
Sie wird sich daher noch weniger als bisher
dem politischen Druck zur Finanzierung des
Haushaltsdefizits durch Geldschöpfung entzie^
hen können. Zwar soll der Anteil des Defizits,
der nicht über Zentralbankkredite, sondern über
Staatsschuldtitel gedeckt wird, 1997 auf 27 vH
erhöht und damit nahezu verdoppelt werden. Es
bleibt aber fraglich, ob dadurch das Geldmen-
genwachstum nachhaltig gebremst werden
kann. Ein doppelt so hohes Angebot an Staats-
schuldtiteln dürfte nur dann am Markt zu pla-
zieren sein, ohne daß die Geldmenge zunimmt,
wenn die Regierung bereit ist, positive Realzin-
sen zu zahlen. Ansonsten wird die Zentralbank
wie 1996 gezwungen sein, selbst Staatsschuld-
titel aufzukaufen oder noch stärker durch Refi-
nanzierungskredite zu negativen Realzinsen die
Anlagen der Geschäftsbanken in Staatsschuldti-
teln zu alimentieren.
Von Dezember 1995 bis Dezember 1996 ver-
änderte sich der reale Wechselkurs des weiß-
russischen Rubels zum US-Dollar und zum rus-
sischen Rubel wenig (Schaubilder 2 und 3). Da-
mit hat sich die Wettbewerbsfähigkeit weißrus-
sischer Exporteure zwar nicht weiter ver-
schlechtert, die starke reale Aufwertung des
Vorjahres ist jedoch nicht kompensiert worden.
Trotz einer nominalen Abwertung um rund 35
vH gegenüber dem Dollar bleibt der weißrussi-
sche Rubel angesichts der großen Leistungsbi-
lanzdefizite deutlich überbewertet. Um den aus
der Überbewertung resultierenden Reservever-
lust der Zentralbank zu begrenzen, wurde die
erst im Juni 1996 auf 50 vH gesenkte Abliefe-
rungspflicht für Devisenerlöse aus Exportge-
schäften zum offiziellen Wechselkurs wieder
auf 100 vH erhöht. Diese Maßnahme trug je-
doch nicht zur Verbesserung der außenwirt-
schaftlichen Lage bei, denn sie wirkte wie eine
Besteuerung des Exportsektors. Um die negati-
ven Auswirkungen dieser Besteuerung zumin-
dest teilweise zu kompensieren, wurde im Sep-11









aMonatsendwerte. Realer Wechselkurs: Nominaler Kurs deflationiert mit dem Verbraucher-
preisindex (Januar 1995 = 100).
Quelle: IMF (1997), Statisticeskij bjulleten' (verschiedene Ausgaben), eigene Berechnungen.
tember 1996 für Bartransaktionen ein zweiter
Wechselkurs eingeführt, der maximal 20 vH, ab
Oktober 30 vH über dem offiziellen Kurs liegen
durfte (Tacis 1996). Der Barkurs bewegte sich
seitdem stets an diesem Limit. Ebenfalls ab Ok-
tober erhielten die Geschäftsbanken die Mög-
lichkeit, in begrenztem Umfang untereinander
weißrussische Rubel gegen ausländische Wäh-
rungen zu handeln. Auch dieser dritte Kurs lag
stets an dem erlaubten Limit von 30 vH über
dem offiziellen Kurs der Zentralbank. Der
Übergang auf ein multiples Wechselkursregime
stellt einen weiteren Rückschritt in der weiß-
russischen Wirtschaftspolitik dar.















aMonatsendwerte. Realer Wechselkurs: Nominaler Kurs deflationiert mit dem Verbraucher-
preisindex (Januar 1995 = 100).
Quelle: IMF (1997), Statisticeskij bjulleten' (verschiedene Ausgaben), eigene Berechnungen.12
Anfang 1997 wurde der offizielle Kurskorri-
dor von 11300 bis 15 500 auf 15 500 bis
21 000 Rubel angepaßt.
1
0 Schon Ende Januar
stieß der Kurs jedoch an die neue Obergrenze.
Anfang Februar wurde daher erneut, diesmal
auf 22 050 Rubel, abgewertet {Neue Zürcher
Zeitung vom 8. Februar 1997). Zugleich wur-
den die staatlichen Eingriffe in den Devisen-
markt verschärft: Die Gewinne der Geschäfts-
banken aus dem Sortenwechsel müssen an die
Zentralbank abgeliefert werden. Die Marge, um
die der Kurs auf dem Interbankmarkt den offi-
ziellen Kurs übersteigen darf, wurde auf 2,5 vH
reduziert. Unklarheit besteht über die zukünfti-
ge Wechselkurspolitik. Es ist offenbar vorgese-
hen, den offiziellen Kurs schrittweise um 80-
100 vH der Inflationsrate abzuwerten, was eine
weitere reale Aufwertung des offiziellen Kurses
und einen weiteren Verlust an Wettbewerbsfä-
higkeit für die Produzenten handelbarer Güter
vorprogrammiert. Zudem lag der offizielle
Wechselkurs noch immer erheblich unter dem
eigentlichen Marktkurs. Auf der Moskauer De-
visenbörse lag der Dollarkurs Anfang Februar
bei rund 30 000 weißrussischen Rubeln.
VI. Außenwirtschaft
Die für das Jahr 1996 verfügbaren Zahlungsbi-
lanzdaten (Januar bis Oktober) sind — wie in
den Vorjahren — dadurch verzerrt, daß es seit
dem Wegfall der Zollkontrollen zwischen Ruß-
land und Belarus offenbar verstärkt zu Handels-
ablenkung kommt. Zum einen werden ukraini-
sche Exporte nach Rußland wohl in steigendem
Umfang zunächst nach Belarus und dann erst
weiter nach Rußland geliefert, weil russische
Importe aus der Ukraine, nicht aber die aus Be-
larus, der Einfuhrumsatzsteuer unterliegen. In
Belarus wiederum wird der Handel mit GUS-
Staaten nach dem Ursprungslandprinzip der
Umsatzsteuer unterworfen, d.h., die weißrussi-
schen Exporte in GUS-Staaten unterliegen die-
ser Steuer, nicht aber die weißrassischen Im-
porte aus GUS-Staaten. Zum anderen importie-
ren offenbar bestimmte, als gemeinnützig aner-
kannte Organisationen zollfrei vor allem Kon-
sumgüter aus Drittländern und liefern diese
weiter nach Rußland. Während die Importe aus
der Ukraine und aus Drittländern statistisch
recht gut erfaßt werden, tauchen die Reexporte
nach Rußland in der Handelsstatistik offenbar
nur teilweise auf. Deshalb stellen die statistisch
nicht aufgliederbaren Transaktionen, die einen
Mittelzufluß von 493 Mill. Dollar von Januar
bis Oktober 1997 anzeigen, wohl vor allem Ex-
porte nach Rußland dar.
Schlägt man die statistisch nicht aufglieder-
baren Transaktionen den Exporten zu, so lassen
die Daten für 1996 keine bedeutsame Änderung
der Zahlungsbilanzsituation gegenüber dem
Vorjahr erkennen. Das Leistungsbilanzdefizit
läge demnach bei 346 Mill. Dollar im Gesamt-
jahr 1995 und bei 320 Mill. Dollar von Januar
bis Oktober 1996.
n Die Kapitalverkehrsbilanz
wies 1995 Zuflüsse von netto 447 Mill. Dollar
und von Januar bis Oktober 1996 Zuflüsse von
297 Mill. Dollar aus. Auf eine Zunahme der
Währungsreserven um 100 Mill. Dollar im Jahr
1995 folgte von Januar bis Oktober 1996 eine
leichte Abnahme (Tabelle 8).
Angesichts vielfältiger Rückschritte bei der
wirtschaftlichen Systemtransformation gerade
im außenwirtschaftlichen Bereich — wie der
Einführung multipler Wechselkurse — hätte
eine deutlichere Verschlechterung der Zah-
lungsbilanzsituation nicht überrascht. Dazu
kam es wohl vor allem deshalb nicht, weil die
administrativen Kontrollen großenteils wirksam
waren. So wurde offenbar die Umtauschpflicht
für Exporterlöse weithin beachtet, weil die Ex-
porte hauptsächlich von großen Staatsuntemeh-
men kommen (Kunstdünger, Industriechemika-
lien, Kunstfasern, Mineralölprodukte). Gleich-
zeitig konnte durch die administrative Devisen-
zuteilung an Importeure eine wirksame Ein-
dämmung der Importe erreicht werden. Hinzu
kam, daß Rußland auch nach der Schuldenstrei-
chung zu Jahresbeginn 1996 offenbar zugelas-
sen hat, daß Belarus neue Zahlungsrückstände13









































































































































































in Höhe von mehr als 200 Mill. Dollar für Erd-
gaslieferungen aufbaute (OMRI Daily Digest
vom 13. Februar 1997).
Selbst wenn das Leistungsbilanzdefizit durch
die administrativen Eingriffe in einem — zu-
mindest kurzfristig — finanzierbaren Rahmen
gehalten werden konnte, sind die Perspekti-
ven auch im außenwirtschaftlichen Bereich
schlecht. Weißrussische Unternehmen werden
sich nur dann in dem selbst auf GUS-Märkten
intensiveren Wettbewerb behaupten bzw. ihre
Exporte in OECD-Länder ausweiten können,
wenn sie verläßliche Kalkulationsgrundlagen
und stabile institutionelle Rahmenbedingungen
für die erforderlichen Investitionen haben. Da-
von ist Belarus Anfang 1997 weiter entfernt als
noch vor wenigen Jahren.
VII. Ordnungspolitik
In dem im November 1996 abgehaltenen Refe-
rendum haben sich laut offiziellem Wahler-
gebnis über 70 vH der Wähler für den Ver-
fassungsentwurf des Präsidenten Lukaschenko
ausgesprochen; die überwiegende Mehrheit
stimmte gegen den freien Verkauf von Grund
und Boden (Minsk Economic News Nr. 23 aus
1996). Das Ergebnis des Referendums wird von14
der internationalen Staatengemeinschaft nicht
anerkannt. Bereits im Vorfeld der Abstimmung
waren Unregelmäßigkeiten aufgetreten. Der
Präsident hatte verfassungswidrig die Zentrale
Wahlkommission aufgelöst und die Vertreter
selbst neu ernannt. In den Medien wurde einsei-
tig zugunsten des Vorschlags des Präsidenten
berichtet. Im Dezember hat der Präsident die
neue Verfassung, die ihm weitgehende Rechte
verleiht, für bindend erklärt. Er hat sich damit
über die Entscheidung des Verfassungsgerichts
hinweggesetzt, das in den Ergebnissen der
Volksbefragung einen nur empfehlenden Cha-
rakter sah. Nach Auflösung der beiden Kam-
mern hat der Präsident einen Teil der Mitglie-
der des Oberhauses sowie die Mitglieder der
neuen Nationalversammlung ernannt. Die Ge-
waltenteilung ist de facto aufgehoben.
Auf wirtschaftlichem Gebiet waren bereits
vor dem Referendum ordnungspolitische Rück-
schritte zu beobachten. Der Staat griff verstärkt
mit planwirtschaftlichen Methoden in die Wirt-
schaft ein. So wurde im Oktober 1996 be-
stimmt, daß Industriebetriebe die Lagerhaltung
reduzieren und gleichzeitig das Produktionsvo-
lumen aufrechterhalten müssen; für die Erfül-
lung des Produktionsvolumens wurden die Be-
triebsdirektoren persönlich verantwortlich ge-
macht (Sobranie Ukazov 1996a; Minsk Econo-
mic News Nr. 1 aus 1997). Vor diesem Hinter-
grand sind die gemeldeten positiven Produk-
tionsergebnisse mit Vorsicht zu bewerten.
Die Tätigkeit privater wie auch staatlicher
Unternehmen war 1996 durch die Pflicht zur
Neuregistrierung erschwert worden. Die Frist
für die Neuregistrierung von Unternehmen war
eigentlich zum 1. Januar 1997 abgelaufen. Zu
diesem Zeitpunkt waren jedoch nur etwa 30 vH
der Unternehmen neu registriert worden, u.a.
weil die Verwaltung mit der Neuerfassung der
bestehenden etwa 240 000 Unternehmen über-
fordert und die Zuständigkeit der Gebietskör-
perschaften nicht geklärt war (Belorusskajä
delovaja gazeta Nr. 3 aus 1997). Angesichts
des bisherigen, schleppenden Verlaufs ist es
fraglich, ob die Registrierung wie vorgesehen
bis zur Jahresmitte 1997 abgeschlossen werden
kann. Allerdings soll für Kleinunternehmen und
für Unternehmen, die keine Steuerrückstände
haben, das Verfahren vereinfacht werden.
Laut dem zum 1. Dezember 1996 in Kraft
getretenen Gesetz zur Förderang der Kleinun-
ternehmen sollen die bisherigen Unterstützun-
gen für die Weiterbildung, für Forschung und
Entwicklung sowie für den Zugang zu den Au-
ßenmärkten konkretisiert werden (Vedomosti
Verchovnogo Soveta 1996). Allerdings ist die
Förderang der unternehmerischen Tätigkeit von
Kleinbetrieben nicht vorrangiger Zweck des
Gesetzes. Bereits in der Präambel werden als
Ziele genannt, das verfassungsgemäße Recht
der Bürger auf Arbeit umzusetzen, die Zah-
lungsfähigkeit der Bevölkerung zu erhöhen und
die Steuerbasis zu erweitern, um die Einnah-
men der öffentlichen Haushalte zu steigern. Die
Förderang von Kleinunternehmen dient aus-
drücklich der Aktivierung der wirtschaftlichen
Tätigkeit der Bevölkerung, um hierdurch neue
Arbeitsplätze zu schaffen. Hierzu sollen auch
Maßnahmen erarbeitet werden, um Arbeitslose,
Invaliden und Rentner als Kleinunternehmer zu
beschäftigen.
Im Jahr 1996 wurden bis Ende November
197 Unternehmen privatisiert (Tabelle 9).
1
2 Da-
bei waren auf Republiksebene nur 13 Unterneh-
men in die Privatisierung eingeschlossen; 12
von ihnen wurden lediglich in Kapitalgesell-
schaften umgewandelt.
1
3 Auf kommunaler Ebe-
ne wurden 184 Betriebe entstaatlicht. Von die-
sen wurden 33 ebenfalls nur umgewandelt. Die
restlichen Betriebe, überwiegend Handels- und
Dienstleistungsbetriebe, wurden durch ver-
schiedene Formen der Versteigerang veräußert.
Insgesamt konnte das Ziel des Privatisierangs-
programms für 1996, bei etwa 500 staatlichen
und über 1 000 kommunalen Unternehmen die
Privatisierung einzuleiten, nicht einmal annä-
hernd erfüllt werden.
1
4 Der Beitrag des priva-
ten Sektors zum BIP, der 1995 bei rund 15 vH
lag, dürfte sich damit nicht erhöht haben.
Der Entwurf zum Privatisierungsprogramm
für 1997 sieht u.a. vor, die Privatisierung von
Handels- und Dienstleistungsbetrieben abzu-
schließen. In Bereichen wie der Bauwirtschaft
soll die Umwandlung in Kapitalgesellschaften
vorangetrieben werden. Allerdings soll, bevor15










































































































Quelle: Evropejskaja ekspertnaja sluzba (1996), Belorusskij rynok Nr. 31 aus 1996: 14.
überhaupt Entscheidungen über Umwandlun-
gen getroffen werden, das Unternehmensver-
mögen rückwirkend zum 1. Januar 1997 neu
bewertet werden (Belorusskij rynok Nr. 4 aus
1997). Nach der Umbewertung sollen die so-
genannten Privatisierangsschecks im Rahmen
der Voucherprivatisierung neu indexiert wer-
den.
1
5 Derartige administrative Maßnahmen
wurden in der Vergangenheit immer wieder da-
zu genutzt, die Privatisierung zu verzögern.
Auch angesichts der bisherigen Privatisierangs-
politik ist es daher höchst zweifelhaft, ob die
Zielsetzungen des Programms überhaupt konse-
quent verfolgt werden. Statt einer Privatisie-
rung waren Anfang 1997 vereinzelt auch Rena-
tionalisierungen zu beobachten. Aufgrand an-
geblich überhöhter Preise wurde im Januar ein
Großhandelsmarkt, auf dem sich vor allem klei-
ne private Einzelhändler mit Waren eindecken,
in das Eigentum der Stadt Minsk überführt, und
die Preissteigerangen wurden administrativ be-
grenzt.
Es ist nicht auszuschließen, daß durch die
Art der Umbewertung der Unternehmensbilan-
zen versucht wird, die Lage der Unternehmen
statistisch zu beschönigen. Der Anteil der Be-
triebe mit Bilanzverlusten wurde zum Jahres-
ende 1996 mit weniger als einem Fünftel ausge-
wiesen (Ministerstvo Statistiki i Analiza 1996b:
88). Allerdings werden dabei anscheinend nur
die ehemals staatlichen und kommunalen Un-
ternehmen erfaßt, deren Gesamtzahl — wahr-
scheinlich aufgrund von Entflechtungen —
steigt.
1
6 Die Rentabilität der Unternehmen (ge-
messen am Gewinn in vH der Kosten der ver-
kauften Produktion) wird im Vergleich zum
Vorjahr unverändert mit 9,9 vH angegeben
(Ministerstvo Statistiki i Analiza 1996b: 93).
Auch 1996 wurde keine Restrakturierang in
den Unternehmen vorgenommen. Im Jahresver-
lauf wurde kein einziges der Unternehmen für
insolvent erklärt. Es wurde allerdings beschlos-
sen, eine spezielle Konkurskommission zu grün-
den, welche über die Sanierung oder Schlie-
ßung insolventer Unternehmen entscheiden soll
(Sobranie Ukazov 1996b). Außerdem wurde ein
neues Konkursgesetz erarbeitet, aber noch nicht
in Kraft gesetzt. Die bisherigen Erfahrungen
zeigen aber, daß bestehende Konkursgesetze
nicht angewandt werden.
Insgesamt sind auch 1997 weitere ordnungs-
politische Rückschritte zu befürchten. Zwar
wurde berichtet, daß im Januar Privatisierungen
vorgenommen wurden.
1
7 Es besteht jedoch die16
Gefahr, daß privatisierte und private Unterneh-
men in ihrer Tätigkeit künftig noch stärker als
bisher reglementiert werden. In diesem Fall
dient die formale Privatisierung lediglich dazu,
einen scheinbaren Reformwillen zu demonstrie-
ren. Die vom Präsidenten per Dekret verfügte
Renationalisierang des Komarovski-Markts An-
fang des Jahres war ein erster Hinweis, daß
künftig auch drastische Eingriffe in die Wirt-
schaft nicht auszuschließen sind.
VIII. Zusammenfassung und Ausblick
Die von den Instituten im Herbst 1996 vorge-
zeichneten negativen Konsequenzen einer Poli-
tik des Reformabbaus sind in Belarus in aller
Deutlichkeit eingetreten: Die Renaissance der
Notenbankkreditvergabe über zentralisierte,
niedrig verzinste Kredite hat die Geldpolitik in
das Fahrwasser einer administrativen Ressour-
cenlenkung geführt. Dies hat im Verein mit
einer strakturkonservierenden Fiskal- und Ein-
kommenspolitik das Inflationspotential vergrö-
ßert und tatsächlich seit November 1996 die In-
flation stark beschleunigt. Die reale Aufwer-
tung des weißrassischen Rubels gegenüber dem
Vorjahr hat die offiziell ausgewiesene Handels-
bilanz weiter verschlechtert. Dies wiederum lö-
ste wie erwartet einen ordnungspolitischen Do-
minoeffekt aus. Noch bestehende Freiräume in
der Preisbildung und im Außenhandel sind zu-
nehmend eingeengt worden; es wurden sogar
Renationalisierungen vorgenommen. Der priva-
te Sektor wurde durch die staatliche Admini-
stration zunehmend behindert; sein Anteil am
BIP kam 1996 über magere 15 vH nicht hinaus.
Anreize für Direktinvestitionen ausländischer
Unternehmen sind damit kaum gegeben.
Gleichwohl meldet die weißrassische Stati-
stik für 1996 eine Steigerang des realen BIP um
2,6 vH, während die Institute einen Rückgang
um 5 vH prognostiziert hatten. Eine Bewertung
der gemeldeten Wachstumsrate muß allerdings
die vielen statistischen Ungereimtheiten in der
volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung berück-
sichtigen. Auf der Verwendungsseite fällt vor
allem auf, daß der Anstieg der realen Einzel-
handelsumsätze den Anstieg der realen verfüg-
baren Geldeinkommen beträchtlich übersteigt,
obwohl zugleich die Konsumquote aus diesen
Einkommen stark gefallen ist. Außer dem pri-
vaten Konsum weist kein anderes Nachfrageag-
gregat ein positives Wachstum auf. Im übrigen
wurden die ausgewiesenen Einzelhandelsum-
sätze auf der Basis von „Expertenschätzungen"
über den Umfang der Schattenwirtschaft be-
rechnet.
Entscheidend für die Aussichten der Wirt-
schaft für 1997 wird die weitere Entwicklung
des ordnungspolitischen Umfelds sein. Die In-
stitute sehen keine Anzeichen für einen Kurs-
wechsel zu Reformen, dessen Notwendigkeit
und Schwerpunkte sie bereits ausführlich be-
schrieben haben.
1
8 Die Institute befürchten
eher weitere Schritte zurück zu planwirtschaft-
lichen Rahmenbedingungen. Als Folge wird die
Außenorientierang der weißrassischen Wirt-
schaft, wie sie sich bereits 1996 durch einen
Rückgang der Handelsumsätze mit den westli-
chen Ländern angekündigt hat, weiter abneh-
men. Zudem ist durch die zu erwartende reale
Aufwertung der Währung eine weitere Ver-
schlechterang der Handelsbilanz vorprogram-
miert, was für eine kleine und deshalb stark
außenhandelsabhängige Volkswirtschaft die
Wachstumsaussichten erheblich beeinträchtigt.
Insgesamt prognostizieren die drei Institute für
1997 einen Rückgang des BJP, und zwar um
3 vH. Was die Preisentwicklung betrifft, so ist
im laufenden Jahr mit einer offenen Inflation
von etwa 40-50 vH zu rechnen.17
Endnoten
1 Bedenken bleiben auch dann bestehen, wenn man berücksichtigt, daß der Gütertransport gemessen in Tonnenkilometer so-
gar leicht zugenommen hat (1,4 vH). Eine weitaus geringere Menge von Produkten wurde offenbar über wesentlich längere
Strecken befördert. Angesichts steigender Energiepreise würden geringere Transportstrecken eher den Erwartungen entspre-
chen.
2 Hochgerechnet bedeutet dies bereits wieder eine Preissteigerung von über 340 vH im Jahr.
3 Allerdings steht dies auch in einem engen Zusammenhang mit den Eingriffen in den Devisenmarkt, der einen umfangreichen
Schwarzmarkt mit einem deutlich abgewerteten weißrussischen Rubel hat entstehen lassen.
* Die weißrussische Statistik nennt 436 000 Beschäftigte für die Monate Januar bis November (Ministerstvo Statistiki i Analiza
1996b: 59 ff.; 1997: 79).
-" Das minimale Verbrauchsbudget wird definiert als die Ausgaben für den Mindestverbrauch an Nahrungsmitteln sowie
die Mindestausgaben für andere Verbrauchsgüter, Dienstleistungen und Pflichtbeiträge. Die offizielle Armutsgrenze
(Existenzminimum) liegt bei 60 vH des minimalen Verbrauchsbudgets.
" Die ausgegebenen Staatspapiere sind teilweise nicht auf dem Sekundärmarkt handelbar.
7 Dabei handelt es sich nicht um die Staatsquote, da die außerbudgetären Aktivitäten nicht erfaßt sind. 1996 lagen die
Ausgaben der bekannten außerbudgetären Fonds bei etwa 20 vH des BIP. Die tatsächlichen außerbudgetären Aktivitäten
dürften deutlich höher liegen.
° Der allgemeine Refinanzierungszins war zwar nur Ende 1996 real negativ; der durchschnittliche Refinanzierungszins
hingegen dürfte über längere Zeiträume im negativen Bereich gelegen haben.
" Der Geldmultiplikator für die Geldmenge M2, der im vierten Quartal 1995 noch bei 2,6 gelegen hatte, ging im vierten
Quartal 1996 auf 2,3 zurück.
^" Anfang 1996 war zunächst ein Kurskorridor von 11 300 bis 13 100 weißrussische Rubel je Dollar eingeführt worden.
Die Obergrenze konnte bald nicht mehr verteidigt werden und wurde daher im Sommer auf 15 500 Rubel angehoben.
1
1 Eine genauere Analyse der Entwicklung der Handelsströme auf der Basis der vorliegenden Daten erscheint wegen der
statistischen Unzulänglichkeiten aussichtslos. Die Ursachen des starken Rückgangs des weißrussisch-deutschen Handels
wurden bereits im letzten Bericht der Institute diskutiert. Der damals aufgrund der deutschen Außenhandelsstatistik für
das erste Halbjahr 1996 konstatierte Rückgang wird im übrigen durch die jetzt vorliegenden Daten für Januar bis Sep-
tember 1996 bestätigt. Demnach lagen die weißrussischen Exporte nach Deutschland mit 297 Mill. DM um 34 vH unter
dem Niveau des entsprechenden Vorjahreszeitraums; die weißrussischen Einfuhren aus Deutschland nahmen um
16,5 vH auf 662 Mill. DM ab.
!2 Über den Umfang der im Gesamtjahr 1996 privatisierten bzw. umgewandelten Unternehmen wurden stark divergierende
Angaben gemacht. Laut Privatisierungsministerium (Mingosimuöaeestva) unterlagen 515 Unternehmen der Privatisie-
rung, davon waren 136 Unternehmen in Republikseigentum und 379 im Eigentum der Kommunen (Belorusskij rynok
Nr. 5 aus 1997: 7). Das Wirtschaftsministerium nennt 457 Unternehmen (Republik: 85 und Kommunen: 372). Von die-
sen seien allein im Dezember 211 entstaatlicht worden (Ministerstvo Ekonomiki 1997: 17). Über derart umfangreiche
Umwandlungen oder Privatisierungen gegen Jahresende liegen indes keine Informationen vor.
!3 Ein Präzedenzfall im Rahmen der Privatisierung war 1996 die Beteiligung eines amerikanischen Unternehmens an
einem Metallurgiebetrieb, der als hoch verschuldet gilt.
Auch die Privatisierung von Wohnungen ist 1996 nicht mehr so rasch wie in den Vorjahren vorangekommen. Es wurden
nur 75 300 Wohnungen (1995:112 200) privatisiert (Ministerstvo Statistiki i Analiza 1996b: 168). Der Anteil der priva-
tisierten Wohnungen am Gesamtbestand ist regional sehr unterschiedlich. In Minsk soll er bei 50 vH liegen, in anderen
Städten und Gemeinden bei nur 35 vH (Minsk Economic News Nr. 1 aus 1997).
^ Es wurde eine Liste von etwa 125 Unternehmen erstellt, die für die Voucherprivatisierung reserviert werden sollen
(Belorusskij rynok Nr. 6 aus 1997: 12). Der Buchwert dieser Unternehmen soll höher sein als der Gesamtwert der
ausgegebenen, aber nicht verwendeten Schecks (Minsk Economic News Nr. 1 aus 1997).
!" In diesen Unternehmen werden nur 8,6 vH des Produktionsvolumens erzeugt (Belorusskij rynok Nr. 6 aus 1997).
1' Bis Anfang Februar 1997 sollen 351 Objekte auf Privatisierungsauktionen versteigert worden sein (OSTinvest vom
14. Februar 1997).
1
8 Entsprechend sind auch keine ordnungspolitischen Impulse von dem im April 1996 unterzeichneten Unionsvertrag mit
Rußland, der im April 1997 ergänzt worden ist, zu erwarten. Die Institute hatten bereits in ihrem letzten Bericht fest-
gestellt, daß die Ziele dieses Vertrages durch die tatsächliche ordnungspolitische Entwicklung in der Republik Belarus
konterkariert werden (DIW et al. 1996: 37 ff.).18
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